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Ö11 - Vorlage 075/2026 - Prüfung der Einführung einer Verpackungssteuer 

Sehr geehrter Herr Oberbürgermeister Bolay,

sehr geehrte Damen und Herren,


vorab ein Wort zu den Kosten: Die Stadt rechnet mit jährlichen Kosten für die Verpackungssteuer 
von ungefähr 50 000 € bis 75 000 €. Eine verlässliche Prognose der Steuereinnahmen ist dagegen 
schwierig. Aber zwischen einer verlässlichen Prognose und kompletter Unkenntnis liegt noch ein 
weites Feld. Aus der Presse wissen wir, dass sowohl in Tübingen als auch in Konstanz die 
Steuereinnahmen im ersten Jahr ungefähr beim Zehnfachen der Verwaltungskosten lagen. Wie 
viel eine Verpackungssteuer für Ostfildern finanziell bringt, wissen wir nicht, aber es wir sicherlich 
kein Zuschussgeschäft werden.


Und jetzt komme ich zum kritischen Punkt: Die Verpackungssteuer ist eine zusätzliche Steuer und 
als solche verursacht sie unvermeidbar zusätzliche Bürokratie in der Verwaltung und bei den 
Betrieben. Auch wir möchten Bürokratie abbauen und sie nicht weiter erhöhen. 


Auf der anderen Seite hat die Verpackungssteuer in Tübingen und Konstanz gezeigt, dass sie sehr 
effektiv den Verpackungsmüll reduziert und die Mehrwegquote erhöht. Das ist leicht logisch 
nachvollziehbar. Einwegverpackungen verursachen Kosten bei der Müllentsorgung und durch 
zunehmende Vermüllung der Stadt und der Landschaft. Diese Kosten trägt aktuell die 
Allgemeinheit. Mit der Verpackungssteuer werden die Kosten schlussendlich verursachergerecht 
den Käufern des einwegverpackungen Essens und Trinkens in Rechnung gestellt. Den Rest 
erledigt die Markwirtschaft. 


Haben wir andere Möglichkeiten? Ich verzichte an dieser Stelle darauf auf den Abschnitt 
„Alternativen“ in der Vorlage im Detail einzugehen. Über die geringen Erfolgsaussichten der dort 
vorgeschlagenen Maßnahmen sind wir uns vermutlich ohnehin alle einig. Die einzige uns 
bekannte, praktisch umsetzbare Maßnahme, die nachweislich den Einwegverpackungsmüll 
reduziert, ist die Verpackungssteuer. 


Damit haben wir eine schwierige Abwägung zu treffen: Tun wir nichts und tragen weiterhin als 
Allgemeinheit die Kosten und Folgen der Einwegverpackungsflut? Oder beißen wir in den sauren 
Bürokratieapfel und greifen zum einzigen wirksamen Mittel, um das Müllproblem ein Stück weit in 
den Griff zu bekommen? 


Wir als Fraktion halten die Einführung einer Verpackungssteuer trotz ihrer Nachteile für sinnvoll. 
Daher stellen wir folgenden Änderungsantrag:

Im Beschlussantrag wird der Satz: „Von der Einführung einer örtlichen Verpackungssteuer in 
Ostfildern wird zum jetzigen Zeitpunkt abgesehen.“ ersetzt durch „Die Verwaltung legt dem 
Gemeinderat spätestens im Jahr 2027 eine Beschlussvorlage zur Einführung einer 
Verpackungssteuer vor.“


Noch eine Anmerkung:  Es geht um einen Beschluss im Jahr 2027, nicht um die Einführung. Da ist 
noch ausreichend Vorlaufzeit vorzusehen. 



